
ATLANTIC CONTAINER U. A. / KOMMISSION

BESCHLUSS DES PRÄSIDENTEN DES GERICHTS
10. März 1995 *

In der Rechtssache T-395/94 R

Atlantic Container Line AB, Gesellschaft schwedischen Rechts, Göteborg
(Schweden),

Cho Yang Shipping Company Ltd, Gesellschaft koreanischen Rechts, Seoul,

DSR-Senator Lines GmbH, Gesellschaft deutschen Rechts, Bremen (Deutsch­
land),

Hapag Lloyd AG, Gesellschaft deutschen Rechts, Hamburg (Deutschland),

MSC Mediterranean Shipping Company SA, Gesellschaft schweizerischen
Rechts, Genf (Schweiz),

A. P. Møller-Mærsk Line, Gesellschaft dänischen Rechts, Kopenhagen,

Nedlloyd Lijnen BV, Gesellschaft niederländischen Rechts, Rotterdam (Niederlan-
de),

Neptune Orient Lines Ltd (NOL), Gesellschaft singapurischen Rechts, Singapur,

* Verfahrenssprache: Englisch.
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Nippon Yusen Kaisha (NYK Line), Gesellschaft japanischen Rechts, Tokio,

Orient Overseas Container Line (UK) Ltd, Gesellschaft englischen Rechts,
Levington (Vereinigtes Königreich),

P & O Containers Ltd, Gesellschaft englischen Rechts, London,

Polish Ocean Lines, Gesellschaft polnischen Rechts, Gdynia (Polen),

Sea-Land Service Inc., Gesellschaft nach dem Recht des Staates Delaware, Jersey
City, New Jersey (Vereinigte Staaten von Amerika),

Tecomar SA de CV, Gesellschaft mexikanischen Rechts, Mexiko,

Transportación Marítima Mexicana SA, Gesellschaft mexikanischen Rechts,
Mexiko,

Prozeßbevollmächtigte: Solicitors John Pheasant, Nicholas Bromfield und Suyong
Kim, Zustellungsanschrift: Kanzlei der Rechtsanwälte Loesch und Wolter, 11, rue
Goethe, Luxemburg,

Antragstellerinnen,
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unterstützt durch

Japanese Shipowners' Association, Vereinigung japanischen Rechts, Tokio, Pro­
zeßbevollmächtigte: Nicholas J. Forwood, QC, Bar of England and Wales, und
Solicitor Philip Ruttley, Zustellungsanschrift: Kanzlei der Rechtsanwälte Arendt
und Medernach, 8-10, rue Mathias Hardt, Luxemburg,

und

European Community Shipowners' Associations ASBL, Vereinigung belgischen
Rechts, Brüssel, Prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt Denis Waelbroeck, Brüssel,
Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechtsanwalts Ernest Arendt, 8-10, rue Mathias
Hardt, Luxemburg,

Streithelferinnen,

gegen

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Bernd Lange­
heine und Richard Lyal, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte, Zustellungsbe­
vollmächtigter: Georgios Kremlis, Juristischer Dienst, Centre Wagner,
Luxemburg-Kirchberg,

Antragsgegnerin,
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unterstützt durch

The Freight Transport Association Ltd, Vereinigung englischen Rechts, Turn­
bridge Wells (Vereinigtes Königreich),

Association des utilisateurs de transport de fret, Vereinigung französischen
Rechts, Paris,

und

The European Council of Transport Users ASBL, Vereinigung belgischen
Rechts, Brüssel,

Prozeßbevollmächtigter: Barrister Mark Clough, Bar of England and Wales,
Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechtsanwalts Aloyse May, 31, Grand-rue,
Luxemburg,

Streithelferinnen,

wegen Aussetzung des Vollzugs der Entscheidung 94/980/EG der Kommission
vom 19. Oktober 1994 in einem Verfahren nach Artikel 85 des EG-Vertrags
(IV/34.446 — Trans Atlantic Agreement; ABl. L 376, S. 1)
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erläßt

DER PRÄSIDENT DES GERICHTS ERSTER INSTANZ
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

folgenden

Beschluß

Sachverhalt und Verfahren

1 Fünfzehn Linienreedereien, die an einer Vereinbarung mit der Bezeichnung Trans
Atlantic Agreement (im folgenden: TAA) beteiligt sind, haben mit Klageschrift, die
am 23. Dezember 1994 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, gemäß Artikel
173 Absatz 4 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft Klage
erhoben auf Nichtigerklärung der Entscheidung 94/980/EG der Kommission vom
19. Oktober 1994 in einem Verfahren nach Artikel 85 des EG-Vertrags
(IV/34.446 — Trans Atlantic Agreement; ABl. L 376, S. 1).

2 Mit besonderem Schriftsatz, der am selben Tag bei der Kanzlei des Gerichts einge­
gangen ist, haben die Klägerinnen außerdem gemäß den Artikeln 185 und 186 EG-
Vertrag die Aussetzung des Vollzugs der streitigen Entscheidung beantragt.

3 Die Kommission, der eine Verlängerung der zunächst bis zum 11. Januar 1995 ein­
geräumten Frist bewilligt wurde, hat ihre schriftlichen Erklärungen zu dem vorlie­
genden Antrag auf einstweilige Anordnung am 20. Januar 1995 eingereicht.
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4 Mit Schriftsätzen, die am 9. Januar 1995 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen
sind, haben The Freight Transport Association Limited (im folgenden: FTA) und
die Association des utilisateurs de transport de fret (im folgenden: AUTF) bean­
tragt, als Streithelferinnen zur Unterstützung der Anträge der Kommission zuge­
lassen zu werden.

5 Die Streithilfeanträge sind den Parteien gemäß Artikel 116 § 1 der Verfahrens Ord­
nung des Gerichts zugestellt worden.

6 Mit Telefax, das am 13. Januar 1995 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist,
haben die Antragstellerinnen erklärt, daß sie sich nicht gegen die Streithilfeanträge
der FTA und der AUTF wendeten. Mit gleicher Post haben sie beantragt,
bestimmte Teile der Akten gemäß Artikel 116 §2 der Verfahrensordnung des
Gerichts vertraulich zu behandeln, nämlich bestimmte, in der streitigen Entschei­
dung erwähnte Zahlen, die Angabe der Höhe ihrer Verluste in Anhang 10 des
Antrags auf einstweilige Anordnung und die in Anhang 16 dieses Antrags enthal­
tene Angabe der von ihnen in den Jahren 1991, 1992 und 1993 erzielten finanziel­
len Ergebnisse.

7 Mit Schreiben, das am 13. Januar 1995 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen
ist, hat die Kommission erklärt, daß sie gegen die Streithilfeanträge der FTA und
der AUTF keine Einwände erhebe.

8 Mit Schreiben vom 19. Januar 1995 hat die Kanzlei des Gerichts der FTA und der
AUTF mitgeteilt, daß ihnen durch Entscheidung des Präsidenten des Gerichts
gestattet worden sei, in der mündlichen Verhandlung über die einstweilige Anord­
nung mündliche Ausführungen zu machen, und daß ihnen eine Frist bis zum 26.
Januar zur Einreichung ihrer schriftlichen Erklärungen gesetzt worden sei.

9 Mit Schriftsätzen, die am 20. Januar 1995 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen
sind, haben The Hong Kong Shipowners' Association (im folgenden: HKSA, die
Japanese Shipowners' Association (im folgenden: JSA) und die European Commu-
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nity Shipowners' Associations ASBL (im folgenden: ECSA) beantragt, als Streit­
helferinnen zur Unterstützung der Anträge der Antragstellerinnen zugelassen zu
werden. In ihren am 23. Januar eingereichten Erklärungen hat sich die Kommis­
sion gegen diese Streithilfeanträge gewandt. Die Antragstellerinnen haben dazu
nicht Stellung genommen.

10 Mit Beschluß vom 15. Januar 1995 hat der Präsident des Gerichts den Streithilfean­
trag der HKSA zurückgewiesen, weil diese kein berechtigtes Interesse am Ausgang
des Rechtsstreits im Sinne von Artikel 37 Absatz 2 der EG-Satzung des Gerichts­
hofes glaubhaft gemacht habe.

11 Mit Schreiben vom selben Tag hat die Kanzlei des Gerichts der ECSA und der JSA
mitgeteilt, daß der Präsident des Gerichts sie in Anbetracht des Inhalts ihres
Antrags zur Teilnahme an der mündlichen Verhandlung über die einstweilige
Anordnung zugelassen habe, damit sie ihr Interesse am Ausgang des Rechtsstreits
darlegen könnten, und daß die Entscheidung über ihren Streithilfeantrag vorbehal­
ten bleibe.

12 Mit Schreiben, das am 24. Januar 1995 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen
ist, hat The European Council of Transport Users ASBL (im folgenden: ECTU)
beantragt, als Streithelferin zur Unterstützung der Anträge der Antragsgegnerin
zugelassen zu werden. Die Antragstellerinnen und die Kommission haben keine
Erklärungen zu diesem Streithilfeantrag abgegeben. Mit Schreiben vom selben Tag
hat die Kanzlei des Gerichts der ECTU mitgeteilt, daß der Präsident des Gerichts
sie in Anbetracht des Inhalts ihres Antrags zur Teilnahme an der mündlichen Ver­
handlung über die einstweilige Anordnung zugelassen habe, damit sie ihr Interesse
am Ausgang des Rechtsstreits darlegen könne, und daß die Entscheidung über
ihren Streithilfeantrag vorbehalten bleibe.

13 Die Parteien haben am 27. Januar 1995 mündlich verhandelt.

14 Vor der Prüfung der Begründetheit des Antrags auf einstweilige Anordnung ist auf
die Hintergründe des beim Gericht anhängigen Rechtsstreits einzugehen, wie sie
sich aus den Schriftsätzen der Parteien und ihren Erklärungen in der mündlichen
Verhandlung ergeben.
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15 Die Antragstellerinnen sind die fünfzehn Linienreedereien, die die TAA geschlos­
sen haben, nach deren Wortlaut sie gemeinsam für die Durchführung des interna­
tionalen containerisierten Linien-Seetransports im Transatlantikverkehr zwischen
Nordeuropa und den Vereinigten Staaten von Amerika in Ost-West-Richtung und
West-Ost-Richtung sorgen. Die TAA, die die früher bestehenden Linienkonferen­
zen ersetzte, trat am 31. August 1992 in Kraft. Der Vereinbarung sind seit ihrem
Inkrafttreten vier neue Mitglieder beigetreten.

16 Die TAA gilt für verschiedene Aspekte des Seetransports. Sie enthält u. a. Regeln
zur Festlegung der Frachtraten, über Servicekontrakte (nach denen sich ein Kunde
verpflichten kann, während eines bestimmten Zeitraums eine Mindestmenge von
Waren befördern zu lassen, wofür ihm ein untertariflicher Preis eingeräumt wird)
und über ein Kapazitätsbewirtschaftungsprogramm (das das Transportangebot
begrenzen soll, um die Stabilität des Marktes zu sichern).

17 Die TAA umfaßt zwei Kategorien von Mitgliedern. Die Mitglieder der ersten
Kategorie („strukturierte Mitglieder") gehören den Ausschüssen an, die die
Anwendung der Tarife und der Servicekontrakte kontrollieren. Diese Mitglieder
haben alle bis auf zwei an den beiden Linienkonferenzen teilgenommen, die dem
Abschluß der TAA vorausgegangen sind. Die Mitglieder der zweiten Kategorie
(„nichtstrukturierte Mitglieder") gehören den genannten Ausschüssen nicht an und
können unabhängige Servicekontrakte abschließen, was den „strukturierten Mit­
gliedern" nicht gestattet ist, sowie an den von den „strukturierten Mitgliedern"
ausgehandelten Servicekontrakten teilnehmen, während diese an den von den
„nichtstrukturierten Mitgliedern" abgeschlossenen Kontrakten nicht teilnehmen
können.

18 Die TAA legt die Tarife für den Seetransport und den kombinierten Transport fest,
der nicht nur den Seetransport erfaßt, sondern auch den Landtransport von Waren,
die von einem Binnenort zur Küste oder in umgekehrter Richtung befördert wer­
den. Die für den kombinierten Transport geltenden Tarife, die sich für jeden
Geschäftsvorgang auf einen einzigen Transportvertrag beziehen, decken also das
Seetransportsegment und das Landtransportsegment ab.
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19 Die TAA wurde am 28. August 1992 bei der Kommission angemeldet. Die Antrag­
stellerinnen beantragten gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
4056/86 des Rates vom 22. Dezember 1986 über die Einzelheiten der Anwendung
der Artikel 85 und 86 des Vertrages auf den Seeverkehr (ABl. L 378, S. 4), ihnen
eine positive Entscheidung über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Ver­
trages zu gewähren.

20 Mit Schreiben vom 24. September 1992 teilte die Kommission den Antragstellerin­
nen mit, daß sie die Vereinbarung auch anhand der Bestimmungen der Verordnung
(EWG) Nr. 1017/68 des Rates vom 19. Juli 1968 über die Anwendung von Wettbe­
werbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs
(ABl. L 175, S. 1) prüfen werde.

21 In der Zeit vom 13. Oktober 1992 bis 19. Juli 1993 erhielt die Kommission zahlrei­
che Beschwerden wegen der Durchführung der TAA. Diese Beschwerden stamm­
ten von Exporteuren und Vereinigungen von Exporteuren, die in verschiedenen
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ansässig und im Handel mit den Vereinigten
Staaten von Amerika tätig waren, von mehreren europäischen Hafenbehörden
sowie von Spediteuren und Vereinigungen von Spediteuren. In diesen Beschwer­
den wurden gegenüber der TAA verschiedene Vorwürfe wegen eines Verstoßes
gegen die Artikel 85 und 86 des Vertrages erhoben, wobei hinsichtlich der Festle­
gung der Tarife die Durchsetzung unangemessener Vertragsbedingungen und die
künstliche Beschränkung des Transportangebots gerügt wurden.

22 Die Beschwerdeführer forderten die Kommission auf, einstweilige Maßnahmen
gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung Nr. 4056/86 zu treffen. Nach Einlei­
tung des in Artikel 23 der Verordnung vorgesehenen Verfahrens gab die Kommis­
sion diesen Anträgen nicht statt.

23 Mit Schreiben vom 10. Dezember 1993 stellte die Kommission den Antragstelle­
rinnen eine Mitteilung der Beschwerdepunkte zu.
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24 Im Anschluß an die Erörterungen, die im Laufe des Vorverfahrens stattgefunden
hatten, meldeten die Antragstellerinnen am 5. Juli 1994 bei der Kommission eine
geänderte Fassung der TAA mit der Bezeichnung Trans Atlantic Conference
Agreement (im folgenden: TACA) an. Nach Vornahme mehrerer Änderungen trat
diese neue Vereinbarung am 24. Oktober 1994 in Kraft und ersetzte die TAA. Zu
diesem Zeitpunkt hatte die Kommission die Untersuchung dieser Vereinbarung
noch nicht abgeschlossen.

25 Am 19. Oktober 1994 erließ die Kommission die streitige Entscheidung. In Artikel
1 dieser Entscheidung wird festgestellt, daß die Bestimmungen der TAA betreffend
die Preisfestsetzungs- und Kapazitätsabsprachen Verstöße gegen Artikel 85 Absatz
1 des Vertrages darstellen. In Artikel 2 der Entscheidung wird die Anwendung von
Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages und von Artikel 5 der Verordnung Nr.
1017/68 auf die in Artikel 1 bezeichneten Bestimmungen der TAA abgelehnt.
Nach Artikel 3 der Entscheidung haben die in Artikel 6 aufgeführten Adressaten
die in Artikel 1 genannten Verstöße abzustellen, und in Artikel 4 wird ihnen aufge­
geben, künftig von jeder Vereinbarung oder abgestimmten Verhaltensweise, die
den gleichen oder einen ähnlichen Zweck oder die gleiche oder eine ähnliche Wir­
kung wie die in Artikel 1 bezeichneten Vereinbarungen und Praktiken haben kön­
nen, Abstand zu nehmen. Schließlich verpflichtet Artikel 5 der Entscheidung die
Adressaten dazu, innerhalb von zwei Monaten die Kunden, mit denen sie im Rah­
men der TAA Servicekontrakte geschlossen haben oder sonstige vertragliche
Beziehungen unterhalten, zu unterrichten, so daß diese Kunden — sofern sie es
wünschen — die Bedingungen dieser Verträge neu aushandeln oder die Verträge
sofort beenden können.

Entscheidungsgründe

26 Gemäß den Artikeln 185 und 186 des Vertrages in Verbindung mit Artikel 4 des
Beschlusses 88/591/EGKS, EWG, Euratom des Rates vom 24. Oktober 1988 zur
Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften (ABl.
L 319, S. 1) in der durch den Beschluß 93/350/Euratom, EGKS, EWG des Rates
vom 8. Juni 1993 (ABl. L 144, S. 21) geänderten Fassung kann das Gericht, wenn es
dies den Umständen nach für nötig hält, die Durchführung der angefochtenen
Handlung aussetzen oder die erforderlichen einstweiligen Anordnungen treffen.
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27 Nach Artikel 104 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichts müssen die Anträge auf
einstweilige Anordnung im Sinne der Artikel 185 und 186 des Vertrages die
Umstände anführen, aus denen sich die Dringlichkeit ergibt; ferner ist die Not­
wendigkeit der beantragten Anordnung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht
glaubhaft zu machen. Die beantragten Maßnahmen müssen vorläufig in dem Sinne
sein, daß sie der Entscheidung zur Hauptsache nicht vorgreifen dürfen.

Zu den Streithilfeanträgen

28 Angesichts der sowohl schriftlich als auch mündlich in der Verhandlung über die
einstweilige Anordnung vorgetragenen Überlegungen ist festzustellen, daß alle
Antragstellerinnen mit Ausnahme der HKSA, deren Antrag bereits zurückgewie­
sen worden ist, ein berechtigtes Interesse an einem Beitritt im vorliegenden Verfah­
ren der einstweiligen Anordnung glaubhaft gemacht haben. Zum einen ist nämlich
darauf hinzuweisen, daß die streitige Entscheidung im Anschluß an ein Verfahren
erlassen wurde, an dem sich die FTA, die AUTF und The European Shippers
Council , der Mitglied der ECTU ist, als Beschwerdeführer beteiligt hatten. Zum
anderen kann, wie sich insbesondere aus den mündlichen Erklärungen der JSA und
der ECSA in der Verhandlung vom 27. Januar 1995 ergibt, die sofortige Anwen­
dung der Entscheidung der Kommission dem ersten Anschein nach die Bedingun­
gen für den Seeverkehr von und zu den europäischen Häfen beeinflussen.

29 Folglich sind die JSA und die ECSA einerseits und die FTA, die AUTF und die
ECTU andererseits im vorliegenden Verfahren der einstweiligen Anordnung als
Streithelferinnen zur Unterstützung der Anträge der Antragstellerinnen und der
Antragsgegnerin zuzulassen.

Zum Antrag auf Wahrung der Vertraulichkeit

30 Angesichts der Art der Unterlagen, für die eine vertrauliche Behandlung beantragt
worden ist, ist es im Stadium des Verfahrens der einstweiligen Anordnung gerecht-
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fertigt, dem Antrag der Antragstellerinnen stattzugeben, da derartige Unterlagen
dem ersten Anschein nach unter das Geschäftsgeheimnis fallen können.

Zum Antrag auf einstweilige Anordnung

Gegenstand des Antrags

31 In ihrer Antragsschrift beantragen die Antragstellerinnen die Aussetzung des Voll­
zugs der Artikel 1, 2, 3 und 4 der streitigen Entscheidung, soweit diese es ihnen
untersagen, im Rahmen der kombinierten Transportdienste gemeinsam die Befug­
nis zur Festlegung der Frachtraten für die Landtransportsegmente im Gebiet der
Gemeinschaft auszuüben. Sie beantragen ferner die Aussetzung des Vollzugs der­
selben Artikel der Entscheidung, soweit diese ihnen den gemeinsamen Abschluß
von Servicekontrakten untersagen können, und schließlich die Aussetzung des
Vollzugs von Artikel 5 der Entscheidung.

32 In der mündlichen Verhandlung vom 27. Januar 1995 hat die Kommission bestä­
tigt, daß, wie sie bereits in ihren schriftlichen Erklärungen ausgeführt hatte, die
streitige Entscheidung gemeinsame Servicekontrakte nicht als solche verbiete. Auf­
grund dieser Erklärung haben die Antragstellerinnen anerkannt, daß ihr Antrag auf
Aussetzung des Vollzugs in diesem Punkt gegenstandslos sei.

33 Zu Artikel 5 der Entscheidung haben die Antragstellerinnen erklärt, daß von den
463 bei der Bekanntgabe der Entscheidung laufenden Verträgen 27 über den 31.
Dezember 1994 hinaus weitergegolten hätten. Nachdem die Kommission in der
mündlichen Verhandlung bestätigt hat, daß, wie sie bereits in ihren schriftlichen
Erklärungen ausgeführt hatte, nur diese 27 Verträge von dem in Rede stehenden
Artikel erfaßt würden, haben die Antragstellerinnen anerkannt, daß ihnen durch
die sofortige Anwendung dieses Artikels kein schwerer und nicht wiedergutzuma­
chender Schaden entstehen könne.
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34 Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist erstens festzustellen, daß über den
Antrag auf Aussetzung des Vollzugs der Artikel 1 bis 4 der Entscheidung, soweit
sie den Antragstellerinnen den gemeinsamen Abschluß von Servicekontrakten
untersagen könnten, nicht entschieden zu werden braucht, zweitens ist der Antrag
auf Aussetzung des Vollzugs von Artikel 5 der streitigen Entscheidung zurückzu­
weisen, und drittens ist festzustellen, daß sich der Gegenstand des vorliegenden
Antrags auf einstweilige Anordnung auf die Aussetzung des Vollzugs der Artikel
1 bis 4 der Entscheidung beschränkt, soweit diese es den Antragstellerinnen unter­
sagen, im Rahmen der kombinierten Transportdienste gemeinsam die Frachtraten
für die Landtransportsegmente im Gebiet der Gemeinschaft festzulegen.

Vorbringen der Parteien

— Zum Fumus boni iuris

35 Zur Voraussetzung des Fumus boni iuris machen die Antragstellerinnen unter
Berufung auf die Klagegründe und Argumente, die sie in der Klageschrift ange­
führt haben, im wesentlichen geltend, daß die streitige Entscheidung mehrere
Rechtsfehler aufweise, da sie unter Verstoß gegen Artikel 85 des Vertrages und die
zu seiner Durchführung ergangenen Bestimmungen erlassen worden sei, und daß
sie hinsichtlich des wirtschaftlichen Umfelds, in dem die TAA stehe, Beurteilungs­
fehler enthalte, die die Ursache der Rechtsfehler gewesen seien.

36 Der erste von den Antragstellerinnen angeführte Grund, mit dem ein Verstoß
gegen Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages geltend gemacht wird, gliedert sich in zwei
Teile. Die Antragstellerinnen machen geltend, daß die Kommission keine korrekte
Abgrenzung des relevanten Marktes vorgenommen habe und daß sie nicht bewie­
sen habe, daß die TAA den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt
habe.
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37 Mit dem ersten Teil dieses Grundes tragen die Antragstellerinnen vor, daß der rele­
vante Markt für den Landtransport von Containern, den sie im Rahmen des kom­
binierten Transports durchführten, derjenige des Seetransports sei, da die in Rede
stehenden Dienste Bestandteil des Seetransports seien. Die Frachtraten für den
Landtransport von Containern müßten deshalb im Rahmen der Verordnung Nr.
4056/86 und nicht, wie es die Kommission getan habe, im Rahmen der Verordnung
Nr. 1017/68 untersucht werden. Sie führen weiter aus, daß der relevante Markt
dann, wenn der fragliche Landtransport unter die letztgenannte Verordnung fallen
würde, der Markt des Landtransports von Containern wäre. In diesem Fall hätten
die beanstandeten Verhaltensweisen aber wegen des Anteils, den die Antragstelle­
rinnen auf diesem Markt besäßen, keine spürbaren Auswirkungen auf den Wettbe­
werb haben können.

38 Mit dem zweiten Teil des ersten Grundes machen die Antragstellerinnen geltend,
daß die Kommission nicht bewiesen habe, daß die für den fraglichen Landtrans­
port geltenden Bedingungen den Handel zwischen den Mitgliedstaaten spürbar
beeinträchtigt hätten. Entgegen den Angaben der Kommission seien die Auswir­
kungen der TAA auf den Wettbewerb zwischen den Häfen unerheblich gewesen,
und in der streitigen Entscheidung werde nicht dargelegt, inwiefern die TAA das
Geschäftsgebaren der in verschiedenen Mitgliedstaaten ansässigen Landtransport­
unternehmen beeinflußt und somit den innergemeinschaftlichen Handel mit derar­
tigen Diensten beeinträchtigt habe. Der Preis des Landtransports habe im übrigen
nur sehr begrenzte Auswirkungen auf den Endpreis der beförderten Waren.

39 Als zweiten Grund tragen die Antragstellerinnen vor, daß im Gegensatz zu dem,
was die Kommission entschieden habe, die Vereinbarungen über den kombinierten
Transport, soweit sie das Landtransportsegment beträfen, von der Gruppenfreistel­
lung nach Artikel 3 der Verordnung Nr. 4056/86 erfaßt würden. Sie weisen darauf
hin, daß eines der Ziele dieser Verordnung die Sicherung der Stabilität des See­
transportmarktes sei, und tragen vor, daß die Kommission einen Fehler bei der
Beurteilung des wirtschaftlichen Umfelds begangen habe, da sie sich auf eine
fehlerhafte Definition dieses Begriffes gestützt habe. Für die Kommission könne
die Stabilität nur durch die Festlegung einheitlicher Frachtraten erreicht werden.
Nach Auffassung der Antragstellerinnen ist aber das Bestehen mehrerer Raten für
die Sicherung der Stabilität des Marktes erforderlich. Die TAA habe solche
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Auswirkungen gehabt, und sie habe demnach unter die in der Verordnung
Nr. 4056/86 vorgesehene Freistellung fallen müssen. Außerdem müsse diese Ver­
ordnung, die Regeln für den gesamten Seetransportsektor aufstelle, auf alle Tätig­
keiten angewandt werden, die zu dieser Transportart gehörten. Unter Berufung auf
mehrere Vorschriften dieser Verordnung, die sich auf den Landtransport beziehen,
tragen die Antragstellerinnen vor, daß der Landtransport somit unter die Grup­
penfreistellung nach Artikel 3 der Verordnung fallen könne. Die Auslegung der
Kommission, nach der dieser Transport in den Anwendungsbereich der Verord­
nung Nr. 1017/68 falle, werde durch die Stellungnahmen mehrerer Mitgliedstaaten
und Vereinigungen von Frachtnutzern während des Verfahrens widerlegt, das
1982 vor den amerikanischen Behörden stattgefunden habe und in dem diese aner­
kannt hätten, daß die Linienkonferenzen im Rahmen der kombinierten Transport­
dienste Frachtraten für die Landtransportsegmente im Gebiet der Vereinigten Staa­
ten festlegen könnten.

40 Der dritte von den Antragstellerinnen angeführte Grund wird daraus hergeleitet,
daß die Kommission für die TAA jedenfalls eine Einzelfreistellung gemäß Artikel
85 Absatz 3 des Vertrages oder, soweit er anwendbar sein sollte, gemäß Artikel
5 der Verordnung Nr. 1017/68 hätte gewähren müssen, da die TAA die Stabilität
des Marktes fördern könne.

41 Für den Fall, daß die Entscheidung der Kommission die Bedeutung haben sollte,
daß die Möglichkeit unterbunden werde, im Rahmen der kombinierten Transport­
dienste die Frachtraten für die Landtransportsegmente durch eine andere Vereinba­
rung als die TAA festzulegen, die nicht die beiden Merkmale aufweise, die die
Kommission im vorliegenden Fall zur Ablehnung einer Freistellung herangezogen
habe — nämlich daß die TAA wenigstens zwei Tarifniveaus festlege und daß sie
eine Nichtnutzung von Kapazitäten vorsehe—, tragen die Antragstellerinnen
hilfsweise vor, daß die Entscheidung wegen fehlender Begründung für nichtig
erklärt werden müsse.
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42 Die Kommission macht erstens geltend, daß die TAA den Handelsverkehr zwi­
schen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt habe, da die Verkehrsunternehmen,
soweit sie Kunden innerhalb des Gemeinsamen Marktes eine Dienstleistung anbö­
ten, auf dem Markt für diese Dienstleistung miteinander in Wettbewerb stünden.
Dieser Markt habe deshalb die Auswirkungen einer Vereinbarung zu spüren
bekommen, die diesen Wettbewerb beschränkt habe. Zweitens vertritt die Kom­
mission die Auffassung, daß die TAA keine Linienkonferenz im Sinne von Artikel
1 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung Nr. 4056/86 sei, weil die angewandten
Frachtraten nicht für alle Verkehrsunternehmen gleich seien. Jedenfalls erfasse
diese Verordnung nur den internationalen Seetransport und nicht die Landtrans­
portsegmente der kombinierten Transportdienste; folglich könne die in ihrem Arti­
kel 3 gewährte Freistellung nicht auf diese Dienste ausgedehnt werden. Drittens
weist die Kommission darauf hin, daß die Gewährung einer Einzelfreistellung die
Bewertung eines komplexen wirtschaftlichen Sachverhalts voraussetze, die den
Vergleich zwischen den Interessen der Wirtschaftsteilnehmer, die die Freistellung
beantragt hätten, den Interessen der anderen Wirtschaftsteilnehmer und dem All-
gemeininteresse einschließe. Bei der Vornahme einer solchen Bewertung verfüge sie
nach ständiger Rechtsprechung über einen weiten Ermessensspielraum. Liege kein
offensichtlicher Fehler vor, könne das Gericht seine Bewertung nicht an die Stelle
der Bewertung der Kommission setzen. Im vorliegenden Fall habe es keinen derar­
tigen Fehler gegeben, sondern nur eine Bewertung der wirtschaftlichen Faktoren,
die anders sei als die von den Antragstellerinnen vorgeschlagene.

43 Die FTA und die AUTF legen dar, daß die Festlegung der Frachtraten für die
Landtransportsegmente im Rahmen der kombinierten Transportdienste nur unter
die Vorschriften der Verordnung Nr. 1017/68 falle, da die Verordnung Nr.
4056/68 auf diese Transportart nicht anwendbar sei. Nach Auffassung der Streit­
helferinnen sind auch die Voraussetzungen für die Gewährung einer Einzelfreistel­
lung nicht erfüllt, da die Vereinbarung die Verlader nicht angemessen am Gewinn
beteilige.

— Zur Gefahr eines schweren und nicht wiedergutzumachenden Schadens

44 Die Antragstellerinnen tragen vor, daß das Verbot, die Frachtraten für die
Landtransportsegmente im Rahmen der kombinierten Transportdienste in Europa
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festzulegen, zum Zusammenbrechen der Tarife des gesamten Sektors führen
würde, was ihnen einen schweren und nicht wiedergutzumachenden Schaden ver­
ursachen würde. Zur Begründung dieser Behauptung berufen sich die Antragstelle­
rinnen auf das, was sich nach ihrer Darstellung in den Jahren 1982 und 1983 im
Bereich des transatlantischen Verkehrs zugetragen hat. Infolge der Beschränkun­
gen, die das amerikanische Recht für die Befugnis der Linienkonferenzen, die
Frachtraten für die Landtransportsegmente im Rahmen der kombinierten Trans­
portdienste festzulegen, vorgesehen habe, sei der Markt zusammengebrochen, was
massive Verluste für die Verkehrsunternehmen und eine Störung der regelmäßigen
Seetransportdienste im Nordatlantik zur Folge gehabt habe. Ein von den Gemein­
schaftsbehörden erlassenes Verbot der Festlegung dieser Tarife würde zwangsläufig
dieselben Wirkungen haben, zu einer bedeutenden Senkung des Tarifniveaus füh­
ren und die Erbringung von Liniendiensten im Transatlantikverkehr zu einer für
viele Unternehmen nicht durchführbaren Tätigkeit machen. Das Ergebnis wäre
eine Verminderung der den Verladern angebotenen Dienste, was den innergemein­
schaftlichen Handel beeinträchtigen würde. Diese Schäden könnten ihrer Art nach
nicht wiedergutgemacht werden.

45 Die Antragstellerinnen weisen außerdem darauf hin, daß die Festlegung der
Frachtraten für die Landtransportsegmente im Rahmen der kombinierten Trans­
portdienste in Europa eine seit mehr als zwei Jahrzehnten geltende Praxis sei.
Unter Berufung auf den Beschluß des Präsidenten des Gerichtshofes vom 11. Mai
1989 in den Rechtssachen 76/89 R, 77/89 R und 91/89 R (RTE u. a./Kommission,
Slg. 1989, 1141) tragen sie vor, daß die Anwendung der streitigen Entscheidung
während der Datier des Verfahrens zur Hauptsache die Ursache einer unumkehr­
baren Entwicklung des Marktes wäre, was für sie einen schweren und nicht wie­
dergutzumachenden Schaden darstellen würde.

46 Die ECSA und die JSA haben ebenfalls die Gefahr einer Wiederholung des Verfalls
der Frachtraten, zu dem es 1982 gekommen sei, betont; ein solcher Verfall der
Frachtraten würde zu ganz erheblichen Schäden führen und es nicht mehr gestat­
ten, regelmäßige Transportdienste zu erbringen.
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47 Die Kommission bestreitet, daß die Anwendung ihrer Entscheidung den Antrag­
stellerinnen einen schweren und nicht wiedergutzumachenden Schaden verursa­
chen könne. Die Antragstellerinnen hätten nicht den Beweis für das Bestehen eines
Kausalzusammenhangs zwischen der Entscheidung und der Gefahr eines Schadens
erbracht. Den Antragstellerinnen stünden Mittel zur Verfügung, mit denen sie eine
solche Gefahr vermeiden könnten, insbesondere dadurch, daß sie die Festlegung
von Frachtraten, die unter den tatsächlichen Kosten lägen, untersagten. Daß es den
Verkehrsunternehmen nicht gelinge, die Einhaltung einer solchen Lösung durch­
zusetzen, sei ihr Fehler. Im übrigen habe die Kommission mit der Bekanntgabe
ihrer Entscheidung eine Aufforderung an die Adresse der Antragstellerinnen ver­
bunden, damit diese ihr neue Vereinbarungen über den Landtransport mitteilten,
was sie nicht getan hätten. Jedenfalls sei der Verfall der Frachtraten, zu dem es in
den Jahren 1982 und 1983 gekommen sei, die Folge der zu dieser Zeit rezessiven
Wirtschaftskonjunktur gewesen, die durch den zweiten Ölschock gekennzeichnet
gewesen sei. Gegenwärtig lägen ganz andere wirtschaftliche Bedingungen vor, und
folglich bestehe keine Gefahr, daß sich die gleiche Situation wiederhole.

48 Die FTA und die AUTF bestreiten, daß die Gefahr eines schweren und nicht wie­
dergutzumachenden Schadens bestehe, da das, was sich 1982 zugetragen habe, die
Folge besonderer wirtschaftlicher Umstände gewesen sei, die insbesondere durch
eine Krisenperiode hervorgerufen worden, aber gegenwärtig nicht festzustellen
seien. Jedenfalls verhindere die Macht, die die Antragstellerinnen auf dem Markt
ausübten und die durch die seit zwei Jahren beobachtete, fortlaufende Erhöhung
der Frachtraten bewiesen werde, die Wiederholung einer solchen Krise. Selbst
wenn ein Schaden einträte, würde er durch die Verleizung der Vereinbarung durch
die daran beteiligten Verkehrsunternehmen verursacht; hierfür wären dann diese
Unternehmen verantwortlich und nicht die Entscheidung der Kommission.
Schließlich tragen die Streithelferinnen vor, daß die Abwägung der Interessen
zugunsten der Benutzer dieser Dienste ausfalle, die alle Unternehmen seien, die in
die Vereinigten Staaten exportierten und deren Kosten durch die in der TAA fest­
gelegten, mißbräuchlichen Frachtraten und durch den seit zwei Jahren erfolgten
beträchtlichen Anstieg dieser Raten erhöht worden seien.

Würdigung durch den Richter der einstweiligen Anordnung

49 Was zunächst die Begründetheit der Klage anbelangt, so ist festzustellen, daß
zumindest einige der von den Antragstellerinnen geltend gemachten Gründe
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auf den ersten Blick erheblich und jedenfalls nicht ohne Grundlage erscheinen.
Dies gilt insbesondere für das Argument der Antragstellerinnen im Rahmen
des ersten Grundes, daß die Kommission bei der Bestimmung des relevanten
Marktes nicht den gesamten Container-Landtransport berücksichtigt habe, sowie
für den hilfsweise vorgetragenen Grund, der sich auf die Frage bezieht, ob die
Kommission die Schlußfolgerungen, zu denen sie im Rahmen der Untersuchung
der TAA gelangt ist, in rechtmäßiger Weise auf die TACA, die Vereinbarung,
die auf die TAA gefolgt ist und die noch immer von den Dienststellen der Antrags­
gegnerin untersucht wird, angewandt hat. Unter diesen Umständen ist festzustel­
len, daß im vorliegenden Fall dem ersten Anschein nach ein Fumus boni iuris
gegeben ist.

50 Folglich ist zu prüfen, ob die andere Voraussetzung für den Erlaß einer einstweili­
gen Anordnung, nämlich die Gefahr eines schweren und nicht wiedergutzuma­
chenden Schadens, erfüllt ist. Nach ständiger Rechtsprechung (vgl. insbesondere
Beschluß des Präsidenten des Gerichts vom 14. Dezember 1993 in der Rechtssache
T-543/93 R, Gestevision Telecinco/Kommission, Slg. 1993,II-1409, Randnr. 27) ist
die Dringlichkeit eines Antrags auf einstweilige Anordnung danach zu beurteilen,
ob eine vorläufige Entscheidung erforderlich ist, um zu verhindern, daß dem
Antragsteller ein schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden entsteht. Die
Partei, die die Aussetzung des Vollzugs einer Entscheidung beantragt, hat den
Beweis zu erbringen, daß sie den Ausgang des Verfahrens zur Hauptsache nicht
abwarten kann, ohne einen Schaden zu erleiden, der schwere und nicht wiedergut­
zumachende Folgen hätte.

51 Dazu ist festzustellen, daß die Anwendung der Entscheidung der Kommission die
unmittelbare Folge hätte, daß die Antragstellerinnen daran gehindert würden, eine
Praxis — die von den Verkehrsunternehmen gemeinsam vorgenommene Festle­
gung der Frachtraten für die Landtransportsegmente im Rahmen der kombinierten
Transportdienste — fortzusetzen, die in Europa seit Beginn der siebziger Jahre,
jedenfalls aber seit dem Inkrafttreten der Verordnung Nr. 4056/86, auf die sich die
Kommission stützt, um diese Praxis für rechtswidrig zu erklären, angewandt wird.
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52 Sodann ist darauf hinzuweisen, daß die Antragstellerinnen sowohl in ihrer
Antragsschrift wie auch in der mündlichen Verhandlung ernsthafte Anhaltspunkte
für die Gefahr aufgezeigt haben, die sich aus der Unterbrechung dieser Praxis für
das Funktionieren des Verkehrsmarktes ergeben könnte. Dies trifft insbesondere
für das Vorbringen der Antragstellerinnen zu, daß es dann, wenn es ihnen nicht
mehr möglich sei, gemeinsam die Frachtraten für diese Transportart festzulegen, zu
einem allgemeinen Tarifverfall im Bereich des Seetransports kommen könne. Auch
wenn sich die Antragstellerinnen und die Kommission nicht auf den genauen Pro­
zentanteil des kombinierten Transports an dem gesamten Seetransport geeinigt
haben, so ist doch nicht bestritten worden, daß es sich um einen Anteil handelt,
der nicht zu vernachlässigen ist. Unter diesen Umständen ist es nicht ausgeschlos­
sen, daß ein Preisverfall in diesem Marktsektor das allgemeine Tarifniveau wesent­
lich beeinflussen kann.

53 Weiter geht aus den Erklärungen der Antragstellerinnen, insbesondere aus denjeni­
gen, die sich auf die wirtschaftlichen Merkmale des Seetransports beziehen, hervor,
daß in einer solchen Situation die Gefahr bestehen würde, daß, wie bereits zu
Beginn der achtziger Jahre auf dem Nordatlantikmarkt geschehen, bestimmte Ver­
kehrsunternehmen Verluste anhäufen und vom Markt verschwinden.

54 Auch wenn man dem Vorbringen der Kommission, daß eine besondere Wirt­
schaftskonjunktur zu der Anfang der achtziger Jahre auf dem Markt des Transat­
lantikverkehrs festgestellten Krise geführt habe, nicht jede Erheblichkeit abspre­
chen kann, so ist doch zum einen festzustellen, daß die damals geltende
amerikanische Regelung hinsichtlich der Festlegung der Frachtraten für den kom­
binierten Transport konkrete Auswirkungen haben konnte, die wenigstens zum
Teil die Ursache für diese Situation sein konnten. Zum anderen ist nicht auszu­
schließen, daß die streitige Entscheidung selbst ähnliche Auswirkungen haben
kann.
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55 Wie der Richter der einstweiligen Anordnung bereits entschieden hat, begründen
solche Situationen, in denen alle Bedingungen des Marktes durch eine Entschei­
dung der Kommission geändert werden, die innerhalb einer relativ kurzen Frist
anwendbar wird, für die Adressaten der Entscheidung die Gefahr eines schweren
und nicht wiedergutzumachenden Schadens, soweit sie bedeutende Änderungen
des Rahmens, in dem sich ihre Tätigkeit vollzieht, mit sich bringen. Diese Ände­
rung kann eine Entwicklung auf dem Markt herbeiführen, die später, falls der
Klage stattgegeben wird, nur sehr schwer rückgängig zu machen wäre. Umgekehrt
kann die Aussetzung des Vollzugs die volle Wirkung der Entscheidung von dem
Zeitpunkt an, zu dem die Klage gegebenenfalls abgewiesen wird, nicht hindern
(vgl. in diesem Sinne Beschlüsse des Präsidenten des Gerichtshofes in der Rechts­
sache RTE u. a./Kommission, a. a. O., Randnrn. 15 und 18, und vom 13. Juni
1989 in der Rechtssache 56/89 R, Publishers Association/Kommission, Sig. 1989,
1693, Randnrn. 34 und 35, sowie Beschlüsse des Präsidenten des Gerichts vom 16.
Juni 1992 in den Rechtssachen T-24/92 R und T-28/92 R, Langnese-Iglo und
Schöller Lebensmittel/Kommission, Slg. 1992, 11-1839, Randnr. 29, und vom 16.
Juli 1992 in der Rechtssache T-29/92 R, SPO u. a./Kommission, Slg. 1992,11-2161,
Randnr. 31).

56 Eine erste Untersuchung der von den Antragstellerinnen vorgetragenen Umstände
läßt erkennen, daß eine nicht unerhebliche Gefahr besteht, daß eine Änderung des
Rahmens, in dem sich ihre Tätigkeit vollzieht, wie sie mit der Anwendung der
streitigen Entscheidung verbunden ist, zu einem allgemeinen Tarifverfall führt, der
sogar die Regelmäßigkeit des Seetransports beeinträchtigen kann. Angesichts der
wirtschaftlichen Bedeutung, die diesem Markt zukommt, könnte eine derartige
Situation, falls sie tatsächlich eintritt, einen allgemeinen Schaden verursachen, des­
sen Bedeutung nicht geleugnet werden kann.

57 Nach alledem bringt die sofortige Anwendung der streitigen Entscheidung wäh­
rend der Dauer des Verfahrens zur Hauptsache nicht nur die Gefahr mit sich, daß
den Antragstellerinnen ein schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden
entsteht, sondern auch die Gefahr, daß die Stabilität des Marktes beeinträchtigt
wird. Unter diesen Umständen führt die Abwägung der Interessen dazu, daß der
Vollzug der Entscheidung auszusetzen ist, soweit sie es den Antragstellerinnen
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untersagt, im Rahmen der kombinierten Transportdienste gemeinsam die Befugnis
zur Festlegung der Frachtraten für die Landtransportsegmente im Gebiet der
Gemeinschaft auszuüben.

Aus diesen Gründen

hat

DER PRÄSIDENT DES GERICHTS

beschlossen:

1) Die Japanese Shipowners' Association und die European Community
Shipowners' Associations ASBL werden als Streithelferinnen zur Unterstüt­
zung der Anträge der Antragstellerinnen zugelassen.

2) The Freight Transport Association Ltd, die Association des utilisateurs de
transport de fret und The European Council of Transport Users ASBL wer­
den als Streithelferinnen zur Unterstützung der Anträge der Antragsgegne­
rin zugelassen.

3) Dem Antrag der Antragstellerinnen auf vertrauliche Behandlung bestimm­
ter Teile der Akten wird stattgegeben.

4) Der Vollzug der Artikel 1, 2, 3 und 4 der Entscheidung 94/980/EG der Kom­
mission vom 19. Oktober 1994 in einem Verfahren nach Artikel 85 des
EG-Vertrags (IV/34.446 — Trans Atlantic Agreement) wird bis zur Verkün­
digung des Urteils des Gerichts zur Hauptsache ausgesetzt, soweit diese
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Artikel es den Antragstellerinnen untersagen, im Rahmen der kombinierten
Transportdienste gemeinsam die Befugnis zur Festlegung der Frachtraten
für die Landtransportsegmente im Gebiet der Gemeinschaft auszuüben.

5) Über den Antrag auf Aussetzung des Vollzugs, soweit er den gemeinsamen
Abschluß von Servicekontrakten betrifft, braucht nicht entschieden zu wer­
den.

6) Der Antrag auf Aussetzung des Vollzugs von Artikel 5 der Entscheidung
wird zurückgewiesen.

7) Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Luxemburg, den 10. März 1995

Der Kanzler

H. Jung

Der Präsident

J. L. Cruz Vilaça
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